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1    Rechtsgrundlagen  
    

1.1  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2014 
(BGBl. I S. 1748) 

    

1.2  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548)  

    

1.3  Planzeichenverordnung  (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); die 
im nachfolgenden Text zitierten Nummern beziehen sich auf den 
Anhang zur PlanZV 

    

1.4  Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg 

 (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.11.2014 (GBl. S. 501)  

    

1.5  Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg 

 (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. 
S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. 
S. 55) 

    

1.6  Bundesnaturschutzgesetz   (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 3154) 

    

1.7  Naturschutzgesetz Ba-
den-Württemberg 

 (NatSchG Baden-Württemberg) vom 13.12.2005 (GBl. S. 745, ber. 
2006 S. 319), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.12.2013 (GBl. 

S. 449) 

    

1.8  Bundes-Immissions-
schutzgesetz 

 (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.07.2013 
(BGBl. I S. 1943) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zeichen-
erklärung  

    

2.1    Allgemeines Wohngebiet  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (die der Versorgung 
des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störende Handwerksbetriebe), können nur ausnahmsweise 
zugelassen werden (§ 1 Abs. 5 BauNVO).  

Fernmeldetechnische Hauptanlagen sowie Haupt- oder Nebenanla-
gen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO bzw. § 14 Abs. 2 BauNVO sind nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 
BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO). Die Zulässigkeit von fernmel-
detechnischen Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO 
wird dahin gehend modifiziert, dass Mobilfunkanlagen unzulässig 
sind (§ 14 Abs. 2 BauNVO, § 1 Abs. 6 i.V.m. Abs. 9 BauNVO). 

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 3-5 BauNVO (Anlagen für Ver-
waltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) werden nicht Bestand-
teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1  
BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.2  GR .... m2 

 

 Zulässige Grundfläche als Höchstmaß bezogen auf die jeweilige 
überbaubare Grundstücksfläche (Baugrenze)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 2 BauNVO; 
Nr. 2.6. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.3  Überschreitung der 
Grundfläche  

 Die zulässige Grundfläche darf neben der in § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO getroffenen Vorschrift durch die Tiefgarage, nicht vollflä-
chig versiegelte Stellplätze sowie Zufahrten und Wege um weitere 
95 % überschritten werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

  

 

  

WA 



 Gemeinde Baindt    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Am Badweg"  
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 Textteil mit 49 Seiten, Fassung vom 20.07.2015 

Seite 5 

2.4  WH .... m ü. NN 

 

 Maximale traufseitige Wandhöhe über NN 

Die maximale traufseitige Wandhöhe über NN darf an keiner Stelle 
des Hauptgebäudes den festgesetzten Wert überschreiten und wird 
bei Hauptgebäuden mit einem Terrassengeschoß an der Oberkante 
der Attika des zweithöchsten Geschoßes gemessen; von außen sicht-
bare Mauern als Terrassenbrüstung zählen dabei mit; Hauptge-
bäude mit Terrassengeschoß sind solche, bei denen die Geschoßflä-
che des obersten Geschoßes um mind. 25 % kleiner als jedes der 
darunter liegenden freien, d.h. rundum sichtbaren Geschoße ist; 
nichtüberdachte Terrassen und Balkone des obersten Geschoßes 
bleiben unberücksichtigt. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.5  FH .... m ü. NN 

 

 Maximale Firsthöhe über NN 

Die maximale Firsthöhe über NN (mit Ausnahme von untergeordne-
ten Bauteilen wie z.B. Antennen, Schornsteinen, Aufzugsaufbauten 
etc.) darf an keiner Stelle des Hauptgebäudes den festgesetzten 
Wert überschreiten und wird bei Hauptgebäuden mit einem Terras-
sengeschoß an der höchsten Stelle des Gebäudes gemessen; Haupt-
gebäude mit Terrassengeschoß sind solche, bei denen die Geschoß-
fläche des obersten Geschoßes um mind. 25 % kleiner als jedes der 
darunter liegenden freien, d.h. rundum sichtbaren Geschoße ist; 
nichtüberdachte Terrassen und Balkone des obersten Geschoßes 
bleiben unberücksichtigt.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.6    Baugrenze  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; Nr. 3.5. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.7    Umgrenzung von Flächen für Stellplätze; nicht überdachte Stell-
plätze sind nur innerhalb dieser Flächen zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

St 
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2.8    Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragen; Tiefgaragen sind nur 
innerhalb dieser Flächen (und innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen) zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.9  Nebenanlagen und sons-
tige bauliche Anlagen 
außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche 

 In dem Baugebiet sind die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Neben-
anlagen, beispielsweise Zufahrten zu Tiefgaragen etc., auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen bzw. außerhalb der Flä-
chen für Tiefgaragen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

2.10  Höchstzulässige Zahl der 
Wohnungen pro Baufens-
ter  

 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden beträgt 
5 pro Baufenster (überbaubare Grundstücksfläche). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)  

    

2.11    Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.12    Private Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung; 
Besucherparkplatz und Wendeplatte 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.3. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.13    Private Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbegleit-
grün, Stellplätze, Randflächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster 
etc.).  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.14    Einzelner Stellplatz in der privaten Verkehrsfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

TGa 
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2.15    Straßenbegrenzungslinie mit Bemaßung für das Regelprofil; äu-
ßere Umgrenzung aller Verkehrsflächen (Bemaßung beispielhaft 
aus der Planzeichnung)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.16    Einfahrt/Ausfahrt der Tiefgarage  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.4. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.17  Unterirdische Bauweise 
von Niederspannungslei-
tungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in unterirdischer 
Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

2.18  Versickerung von Nieder-
schlagswasser auf den für 
die Bebauung vorgesehe-
nen Flächen 

 

 Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen ist Niederschlags-
wasser, das über die Dach-, Hof-, und Wegeflächen anfällt, durch 
eine speziell herzustellende Versickerungsanlage zu versickern. Der 
Notüberlauf ist in den "Sulzmoosbach" einzuleiten.  

Die Versickerungsanlage ist nach den üblichen Vorgaben zu bemes-
sen, zu planen und auszuführen.  

Die Versickerung ist breitflächig und über eine mind. 0,30 m mäch-
tige und vollflächig bewachsene Oberbodenzone durchzuführen.  

Sickerschächte und Rigolen ohne Vorreinigung sind unzulässig.  

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, jedoch 
nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus Zink, 
Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflächen 
nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschich-
tung) dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgeschirmt werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB)  

    

2.19    Versickerungsbereich  

In dem Bereich ist das Regenwasser von den Dach-, Hof-, und We-
geflächen zurück zu halten und zu versickern. Die Versickerungs-

4,75 

V 
71
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mulde ist mit einem bewachsenen Bodenfilter anzulegen, land-
schaftsgerecht einzubinden, zu begrünen und anschließend extensiv 
zu pflegen. Ein Dauerstau ist nicht zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB; Nr. 10.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.20    Private Grünfläche als Bach begleitende Zone, mit Ausnahme 
des Versickerungsbereichs ohne bauliche Anlagen. (Hinweis zum 
gesetzlichen Biotopschutz: Handlungen oder Nutzungen innerhalb 
der Grünfläche, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheb-
lichen Beeinträchtigung führen können, sind verboten.) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.21    Private Grünfläche als Spielplatz  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.22  Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und 
Landschaft 

 Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl nach unten ge-
richtete, vollständig insektendicht eingekofferte (staubdichte) LED-
Lampen bzw. nach dem Stand der Technik vergleichbare insekten-
schonende Lampentypen zulässig. Die Lichtmasten dürfen eine 
Höhe von maximal 4,50 m nicht überschreiten. 

Es sind nur Photovoltaik-Module zu verwenden, die weniger als 8 % 
polarisiertes Licht reflektieren (je Solarglasseite 4 %). 

Die Maßnahmen bzw. Vorschriften gelten für den gesamten Bereich 
des allgemeinen Wohngebietes und der privaten Grünfläche als 
Spielplatz. In der Privaten Grünfläche als Bach begleitende Zone 
(inkl. des gesetzlich geschützten Biotopes) dürfen bauliche Anlagen 
der o.g. Art nicht errichtet werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.23  Bodenbeläge auf den für 
die Bebauung vorgesehe-
nen Flächen 

 Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen sind für  

 Stellplätze und 

 Zufahrten und andere untergeordnete Wege 

geschlossene Asphalt- und Betonbeläge ohne Fugen nicht zulässig. 

  Private Grünfläche 

  Private Grünfläche 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.24  Unterirdische Lagerbe-
hälter von Wasser ge-
fährdenden Stoffen 

 Unterirdische Lagerbehälter von Wasser gefährdenden Stoffen sind 
gegen Auftrieb zu sichern. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

    

2.25    Zu pflanzender Baum, verbindlicher Standort; es sind ausschließ-
lich Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen im Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes" zu verwenden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.26    Zu erhaltender Baum; ist bei Abgang durch standortgerechte 
Neupflanzung aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen im Geltungsbe-
reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes" zu ersetzen (Hin-
weis: bei den beiden mit einem "H" markierten, zu erhaltenden 
Bäumen in der Planzeichnung handelt es sich um Höhlenbäume). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.27  Pflanzungen im Gel-
tungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebau-
ungsplanes 

 Pflanzungen: 

 Für die Pflanzungen sind standortgerechte, heimische Bäume 
und Sträucher aus der unten genannten Pflanzliste zu verwen-
den. 

 Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch Sträucher, die 
nicht in der u.g. Pflanzliste festgesetzt sind, zulässig (z.B. Zier-
sträucher, Rosen-Züchtungen). 

 Es sind mindestens die planzeichnerisch festgesetzten Bäume zu 
pflanzen. 

 Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Bereichen, die 
an öffentliche Flächen angrenzen, sind Hecken aus Nadelgehöl-
zen unzulässig. 

 Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankun-
gen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Verord-
nung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandver-
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ordnung vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 13.12.2007, BGBl. I 
S. 2930) genannten. 

Pflanzliste: 
    

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn Acer platanoides 
   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
   Schwarz-Erle Alnus glutinosa 
   Grau-Erle Alnus incana 
   Sand-Birke Betula pendula 
   Walnussbaum Juglans regia 
   Stiel-Eiche Quercus robur 
   Winter-Linde Tilia cordata 
   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 
     

   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme  
   Feld-Ahorn Acer campestre 
   Hainbuche Carpinus betulus 
   Vogel-Kirsche Prunus avium 
   Trauben-Kirsche Prunus padus 
   Sal-Weide Salix caprea 
     

   Sträucher  

   Berberitze Berberis vulgaris 
   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 
   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
   Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
   Schlehe Prunus spinosa 
   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 
   Wilde Stachelbeere Ribes uva-crispa 
   Hunds-Rose Rosa canina 
   Purpur-Weide Salix purpurea 
   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

2.28    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes "Am Badweg" der Gemeinde Baindt.  
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(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.29    Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes  

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Vorhaben- und Er-
schließungsplanes. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 
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3    Örtliche Bauvorschriften (ÖBV) gemäß § 74 LBO  
mit Zeichenerklärung  

    

3.1    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der örtlichen Bau-
vorschriften zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Am Bad-
weg".  

(§ 9 Abs. 7 BauGB, Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

3.2  Dachformen  Die vorgeschriebene Dachform gilt für Dächer der Hauptgebäude 
und der Tiefgarage. Für Nebengebäude und deutlich untergeord-
nete Bauteile (z.B. Gaupen, Eingangsüberdachungen etc.) sind 
andere Dachformen zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.3  FD  Dachform Flachdach; als Flachdächer gelten Dächer bis zu einer 
Dachneigung von max. 3°. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.4  Materialien   Als Dachdeckung für die Dächer der Hauptgebäude sind alle Ma-
terialien mit Ausnahme von blanken bzw. spiegelnden Metall-
Oberflächen (Blechdächer ohne Beschichtung) zulässig.  

Das Dach der Tiefgarage ist vollständig zu begrünen.  

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, 
sind darüber hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen 
(Sonnenkollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich 
sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdichtungs-
Elemente etc.) sind darüber hinaus andere Materialien zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.5  Farben   Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune sowie betongraue 
bis anthrazitgraue Töne zulässig, dies gilt nicht für begrünte Dä-
cher. Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie die-
nen, sind die Farben zulässig, die für entsprechende Anlagen 
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(Sonnenkollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich 
sind. Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdich-
tungs-Elemente etc.) sind darüber hinaus andere Farben zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.6  Anzahl der Stellplätze auf 
den für die Bebauung vor-
gesehenen Flächen 

 Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze pro Wohnung in dem 
Baugebiet beträgt zwei.  

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 
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4    Nachrichtliche Übernahme von nach anderen ge-
setzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 6 BauGB mit Zeichenerklärung 

    

4.1    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier Biotop gem. § 32 NatSchG Baden-Württemberg ("Sulz-
moosbach (Baindter Wald bis Baindt)", Nr. 181244367124); Lage 
innerhalb des Geltungsbereiches. Alle Handlungen, die zu einer Zer-
störung oder erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des 
Biotops führen können, sind verboten. Im Grenzbereich zu den pri-
vaten Nutz- und/oder Ziergärten sind beispielsweise Ablagerungen 
von Gartenabfällen, Kompost oder Holz sowie eine gärtnerische Nut-
zung der Fläche ebenso wie eine nicht fachgerechte Pflege des Ge-
hölzbestandes unzulässig. 

(§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 13.3. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

4.2    HQ100-Linie (Linie des 100-jährigen Hochwasserereignisses) des 
"Sulzmoosbach"; innerhalb des HQ100-Überschwemmungsgebietes 
sind bauliche Anlagen und geländeverändernde Maßnahmen, wie 
z.B. Abgrabungen und Aufschüttungen, nur in Abstimmung mit der 
Unteren Wasserrechtsbehörde bzw. der Unteren Baurechtsbehörde 
zulässig. Die Bestimmungen des Wassergesetzes (WG) Baden-Würt-
temberg und des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) sind zu beachten; 
es wird auf die §§ 76 und 78 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
verwiesen (siehe Planzeichnung).  

    

HQ 
100-Linie 
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5    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

5.1    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung (siehe Plan-
zeichnung) 

    

5.2    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung; wird im Rah-
men der Bauausführung abgerissen (siehe Planzeichnung) 

    

5.3    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

    

5.4    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der Planzeich-
nung) 

    

5.5    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der Höhen-
schichtlinien (beispielhaft aus der Planzeichnung, siehe Planzeich-
nung) 

    

5.6  Insektenschonende  
Außenbeleuchtung 

 

 Für eine insektenschonende Außenbeleuchtung sollten warmweiße 
LED-Lampen mit einer Farbtemperatur <3000 Kelvin in Form von 
Full-cut-off Leuchten mit Strahlungswinkeln 0-70 Grad zum Einsatz 
kommen (Zone A der ÖNORM O-01052). 

    

5.7    Vorhandener Baum (außerhalb des Geltungsbereiches; siehe 
Planzeichnung) 

    

5.8  Artenschutz/Schutz von 
Gehölzen 

 Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen (durch die Tötung von In-
dividuen) gemäß § 44 BNaSchG sowie gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG 
bzw. § 43 Abs. 2 NatSchG Baden-Württemberg ist es verboten, in 
der Zeit vom 01.03. bis 30.09. außerhalb des Waldes vorkom-
mende Bäume, Sträucher oder andere Gehölze zu roden. Notwen-
dige Gehölzbeseitigungen sowie die Baufeldräumung sollten daher 

478 

480 

 
479 

 477 
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außerhalb der Brutzeit von Vögeln zwischen dem 01.10. und dem 
28.02. des jeweiligen Jahres erfolgen. Es wird empfohlen, vorhan-
dene Gehölze möglichst zu erhalten (Erhaltung bzw. Beseitigung in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Baumaßnahme) und während der 
Bauzeit mit entsprechenden Baumschutzmaßnahmen zu sichern. 
Um den Kronen- und Wurzelbereich vorhandener Bäume nicht zu 
beschädigen und den Gehölzbestand bestmöglich zu schützen, soll-
ten alle baulichen Maßnahmen gemäß DIN 18920 "Landschafts-
bau-Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen" sowie RAS-LP4 "Richtlinie für die Anlage von 
Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, 
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen" durchge-
führt werden. 

    

5.9    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier Biotope gem. § 32 NatSchG Baden-Württemberg 
("Sulzmoosbach (Baindter Wald bis Baindt)", Nr. 181244367124 
und "Schilf-Röhricht südlich Sulzmoosbach (Baindt)", Nr. 181244 
366701); Lage außerhalb des Geltungsbereiches. Alle Handlungen, 
die zu einer Zerstörung oder erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigungen der Biotope führen können, sind verboten. Im Grenz-
bereich zu den privaten Nutz- und/oder Ziergärten sind beispiels-
weise Ablagerungen von Gartenabfällen, Kompost oder Holz sowie 
eine gärtnerische Nutzung der Fläche ebenso wie eine nicht fachge-
rechte Pflege des Gehölzbestandes unzulässig. 

    

5.10  Weitere Vorgaben zum 
gesetzlichen Biotopschutz 

 Folgende weitere Vorgaben werden von Seiten der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landratsamtes Ravensburg zum Schutz des Bio-
tops "Sulzmoosbach (Baindter Wald bis Baindt)" gefordert: 

 Die Biotopfläche ist von Baugeräten, Material und Maschinen 
während der Bauphase freizuhalten. 

 Die Kranstellflächen als auch Kranarbeitshöhen sind so zu wäh-
len, dass im Schwenkkreis des Kranauslegers keine Gehölzfäl-
lungen, Kroneneinkürzungen oder Wipfelkürzungen erforderlich 
werden. 

 Druckwasser und Regenwasser der Bau- und Tiefgaragengrube 
können ggf. über Absetzmulden zeitlich gedrosselt in den Sulz-
moosbach eingeleitet werden. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass 
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keine Verunreinigungen in den Bach gelangen oder Trübstoffe 
die Gewässersohle beeinträchtigen. 

 Betonspülwässer, welche im Rahmen des Baus der Weißen 
Wannen anfallen, dürfen nicht in den Sulzmoosbach eingeleitet 
werden. 

Es wird empfohlen eine ökologische Fachbauleitung zu beauftragen.  

Pflegemaßnahmen im Biotop sollten grundsätzlich mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abgestimmt werden. 

    

5.11  Grundwasserdichte Un-
tergeschoße 

 Auf Grund der umzusetzenden Versickerungssysteme in Verbindung 
mit der Bodenbeschaffenheit in bestimmten Teilbereichen ist auf 
den für die Bebauung vorgesehenen Flächen mit einem Vernässen 
des Arbeitsraumes zu rechnen. Die Gebäude sollten daher mit einem 
grundwasserdichten Untergeschoß ausgeführt werden.  

    

5.12  Versickerungsanlagen für 
Niederschlagswasser und 
Bodenschutz 

 Die unter "Versickerung von Niederschlagswasser auf den für die 
Bebauung vorgesehenen Flächen genannten üblichen Vorgaben zur 
Bemessung, Planung und (konstruktiver) Ausführung von Sickeran-
lagen sind u.a. dem Arbeitsblatt DWA-A 138 (4/2005) und dem 
Leitfaden "Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung" des Lan-
des Baden-Württemberg zu entnehmen.  

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versickerungsanlagen 
für Niederschlagswasser sind regelmäßig im bauaufsichtlichen Ver-
fahren nachzuweisen (Darstellung im Baugesuch). Dabei sollten 
u.a. folgende Maßgaben Beachtung finden:  

 Mindestgröße 15 % der anzuschließenden versiegelten Fläche 

 Tiefe mind. 0,30 m, max. 0,50 m 

 Überlastungshäufigkeit max. 0,2 (d.h. im Durchschnitt max. 
1 mal in 5 Jahren) 

 Ausbildung als Einzelmulde oder vernetzte Mulden 

 Lage und Gebäudeabstand nach den Vorgaben des ATV-DVWK-
A 138, Ziff. 3.2.2  

 Zufluss zur Versickerungsanlage für Niederschlagswasser mög-
lichst oberflächig über bewachsenen Oberboden, Rinnen aus 
verfugten Pflastersteinen, o.ä. 
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 Bei unzureichend versickerungsfähigem Untergrund ist ein Bo-
denaustausch mit Feinsand durchzuführen. 

 Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau einer Versi-
ckerungsanlage für Niederschlagswasser. 

 Notüberläufe der privaten Sickeranlagen müssen in den "Sulz-
moosbach" eingeleitet werden. 

Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung vorgesehenen 
Flächen wie folgt vor Verdichtung geschützt werden:  

 keine Lagerung von Baumaterialien und Bodenaushub 

 kein Befahren  

 keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der Versicke-
rungsanlagen für Niederschlagswasser ist das Hinzuziehen eines 
Fach-Ingenieurs sinnvoll. 

Zur Vermeidung einer Verunreinigung des Niederschlagswassers ist 
auf Tätigkeiten wie z.B. Autowäsche, andere Reinigungsarbeiten, 
Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher Stoffe etc. zu verzichten.  

Drainagen sind nur zulässig, wenn kein Grundwasser abgesenkt 
wird und der Ablauf der Drainage in ein oberirdisches Gewässer 
einleitet. Andere Drainagen sind nicht zulässig. 

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven Elemente sollte 
auf die Verwendung von Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer 
oder Blei verzichtet werden. Als Alternativen für Rinnen und Fall-
rohre stehen Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Verfügung.  

Die DIN 19731 ("Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Boden-
material") und DIN 18915 ("Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
– Bodenarbeiten") sind bei der Bauausführung einzuhalten. 

    

5.13    Umgrenzung einer Gesamtanlage (Kulturdenkmal, hier: Kloster 
Baindt), die dem Denkmalschutz unterliegt, außerhalb des Gel-
tungsbereiches (siehe Planzeichnung)  

    

     D 
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5.14    Umgrenzung einer Gesamtanlage, (Kulturdenkmal, hier: Kloster 
Baindt), Prüffall gem. DSchG, außerhalb des Geltungsbereiches 
(siehe Planzeichnung)  

    

5.15  Brandschutz  Für die Zufahrten gilt die "Verwaltungsvorschrift über Flächen für 
Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken" in der jeweils ak-
tuellen Fassung (VwV Feuerwehrflächen). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt das Regelwerk 
der DVGW Arbeitsblatt W 405. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vorgesehen wer-
den. Die Abstände der Hydranten zueinander sollten 100-200 m 
nicht überschreiten. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die Löschwasser-
versorgung aus der öffentlichen Wasserversorgung überschreiten, 
sollten für den Objektschutz selbstständig genügend Löschwasser 
(z.B. Zisterne) vorhalten. 

    

5.16  Ergänzende Hinweise  Für den Bereich liegt ein geotechnisches Gutachten des Ing.-Büros 
"das geoteam", Argenbühl, vom 15.09.2014 vor. Danach kann von 
einer Bebaubarkeit im überplanten Bereich ausgegangen werden. 
Es wurden vier Schürfen durchgeführt. In allen Schürfen wurden zu-
oberst künstliche Auffüllungen angetroffen. Die Auffüllungen beste-
hen teilweise aus Ziegelbruch, teilweise aus Sand sowie aus sandi-
gem Kies. In einem Bereich wurde über den Auffüllungen Humus 
angetroffen. Darunter folgt bindiges Material, bestehend aus sandi-
gem, verlehmtem bzw. kiesigem verlehmtem Schluff. Darunter folgt 
hauptsächlich nasser, sandiger Kies mit grauer Farbe und "mittel-
dichter" Lagerung. Zuunterst wurde Grundmoräne, der sog. Geschie-
bemergel, in Form von stark sandigem Schluff angetroffen. Im Ge-
schiebemergel können Steine und Blöcke eingelagert sein, welche 
möglicherweise eine gewisse Erschwernis verursachen.  

Auf Grund der Konsistenz-Unterschiede zwischen dem Verwitte-
rungslehm und dem Geschiebemergel wird vorgeschlagen, um grö-
ßere Setzungsunterschiede zu vermeiden, den Geschiebemergel 
bzw. der darüber lagernde Kies als einheitlichen Gründungskörper 
heran zu ziehen. Um die Gründungshorizonte in allen Bereichen der 
Gebäudegründung sicher zu erreichen, muss im südöstlichen und 

     D 
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südlichen Bereich des Gebäudes ein Bodenaustausch bis in den Kies 
hergestellt werden.  

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar neben dem Kloster Baindt, 
einer Sachgesamtheit, innerhalb derer zahlreiche Bestandteile Kul-
turdenkmale von besonderer Bedeutung sind. Das Vorhaben befin-
det sich somit in deren gemäß § 15 Abs. 3 DSchG geschützten Um-
gebung.  

Bauliche Anlagen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans bedürfen der denkmalschutzrechtlichen Genehmi-
gung/Zustimmung. Im Blick auf Materialwahl und Farbgestaltung 
sollte eine Abstimmung mit dem Referat Denkmalpflege im Land-
ratsamt Ravensburg erfolgen. 

Gemäß § 20 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) ist das Auftreten 
von archäologischen Funden (Steinwerkzeuge, Metallteile, Kera-
mikreste, Knochen) und Befunden (Gräber, Mauerwerk, Brand-
schichten) im Zuge von Erdbauarbeiten unverzüglich der archäolo-
gischen Denkmalpflege mitzuteilen. Die Möglichkeit zur Fundber-
gung und Dokumentation ist einzuräumen. Werden bei Aushubar-
beiten Verunreinigungen des Bodens festgestellt (z.B. Müllrück-
stände, Verfärbungen des Bodens, auffälliger Geruch o.ä.), ist das 
zuständige Landratsamt unverzüglich zu benachrichtigen.  

Die Gemeinde Baindt behält sich vor, die Entleerung der Müllbehäl-
ter gesammelt an einem Standort durchführen zu lassen. 

Für die Erschließung des Gebietes ist es notwendig, Kabelverteiler-
schränke, Straßenlaternen oder ähnliche Einrichtungen in der öf-
fentlichen/privaten Fläche zu installieren. Die Gemeinde Baindt be-
hält sich die Auswahl der hierfür geeigneten Standorte sowie evtl. 
erforderliche Vereinbarungen vor.  

Dem Bauherrn wird empfohlen, ein Leer-Rohr von der Erschlie-
ßungs-Straße zum Gebäude zur Aufnahme der Telekommunikati-
onskabel vorzusehen.  

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine Gewässernut-
zung dar, die grundsätzlich einer rechtlichen Erlaubnis durch das 
zuständige Landratsamt bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaub-
nisfreie Versickerung durchgeführt werden kann (Verordnung über 
die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser) sollte von der 
Bauherrschaft bei dem zuständigen Landratsamt in Erfahrung ge-
bracht werden.  
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Auf Grund der nahe gelegenen landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist mit der Einwirkung von vorübergehenden belästigenden Ge-
ruchs-Immissionen (z.B. durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflan-
zenschutzmitteln etc.) sowie Lärm-Immissionen (z.B. Traktorenge-
räusche etc.) zu rechnen. 

Unterkellerungen an Gebäuden sollten in Gewässernähe als wasser-
dichte und auftriebsichere Wannen ausgeführt werden. Versicke-
rungsmulden sollten im Abstand von mind. 6,00 m zu unterkeller-
ten Gebäuden angelegt werden. 

Die Errichtung eines Komposts wird empfohlen.  

Zäune sollten zum Gelände hin einen Abstand von mind. 0,15 m 
zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

    

5.17  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) Grundlage er-
stellt ist (hohe Genauigkeit), können sich im Rahmen der Ausfüh-
rungs-Planung und/oder der späteren Einmessung Abweichungen 
ergeben (z.B. unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, un-
terschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die Gemeinde Baindt 
noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die Gewähr.  
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6  Satzungsbeschluss  
 

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748), 
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55),  § 74 der Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 11.11.2014 (GBl. S. 501), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) 
sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), hat der Gemeinderat der Gemeinde Baindt den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Am Badweg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu in öffentlicher 
Sitzung am 29.07.2015 beschlossen.  

 
 

 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" und der örtlichen 
Bauvorschriften hierzu ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil vom 20.07.2015.  

 

 § 2 Bestandteile der Satzung  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Am Badweg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu bestehen aus 
der Planzeichnung und dem Textteil vom 20.07.2015 sowie dem Vorhaben- und Erschließungsplan (4 Pläne) 
in der Fassung vom 10.04.2014 in dessen wesentlichen Grundzügen des äußeren Erscheinungsbildes, sprich 
den Grund- und Umrissen und den Gebäudehöhen. Die bestehende Differenz der festgesetzten Höhen und der 
Höhen aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan dient als Puffer für etwaige Messungenauigkeiten bzw. 
nicht zu vermeidende Abweichungen im Rahmen der Bauausführung. Die im Vorhaben- und Erschließungs-
plan dargestellten Höhen dürfen bis zu den im Bebauungsplan festgesetzten Höhen überschritten werden, 
soweit dies aus bautechnischen Gründen erforderlich ist. Inhalte, die Details u.a. der inneren Raumaufteilung 
und der Gliederung der Fassade betreffen werden nicht zum Bestandteil der Satzung. Dem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan wird die Begründung vom 20.07.2015 beigefügt, ohne dessen Bestandteil zu sein.  

 

 § 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf Grund von § 74 LBO 
erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen bis zu 
100.000,- € (Einhunderttausend Euro) belegt werden.  
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Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Vorschriften   

 zur Dachform  

 zu Materialien  

 zu Farben  

 und zur Anzahl der Stellplätze auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen  

nicht einhält oder über- bzw. unterschreitet.  

 
 § 4 In-Kraft-Treten 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Am Badweg" der Gemeinde Baindt und die örtlichen Bauvorschriften 
hierzu treten mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 
BauGB).  

 
 § 5 Berichtigung des Flächennutzungsplanes 

Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für den Bereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes "Am Badweg" im Wege der Berichtigung angepasst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Baindt, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(Bürgermeister Buemann) (Dienstsiegel) 
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7  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

7.1  Allgemeine Angaben 

7.1.1  Zusammenfassung 

  Der zu überplanende Bereich befindet sich am östlichen Ortsrand der Gemeinde Baindt, östlich des 
Klosters Baindt, südlich des "Badweges".  

  Der rechtsgültige Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet Flächen für die Landwirtschaft dar. 
Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst.  

  Unmittelbarer Anlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" 
ist die Absicht der Bauunternehmung "Schützbach GmbH", an dieser Stelle drei Mehrfamilienhäuser 
mit Tiefgarage zu errichten. Dies trägt zur Deckung der stetigen Nachfrage nach Wohnraum in der 
Gemeinde Baindt bei.  

  Der bisher im Plangebiet ansässige Landwirt hat seinen Betrieb auf Grund beengter Verhältnisse an 
den Ortsrand der Gemeinde ausgesiedelt. Die durch den Abriss der landwirtschaftlichen Gebäude 
frei gewordenen Flächen werden nun einer Wohnnutzung zugeführt.  

  Zu einem frühen Zeitpunkt der Planung wurden im Jahr 2011 vier Vorentwurfs-Skizzen erstellt, die 
ausschließlich Einzelhausbebauung mit Einfamilienhäusern vorsahen. Diese werden jedoch nicht 
weiter verfolgt. Im weiteren Planungsfortgang trat der jetzige Vorhabenträger "Schützbach GmbH" 
mit dem Wunsch nach einer Mehrfamilienhausbebauung an die Gemeinde heran und erstellte eine 
Vorhaben- und Erschließungsplan. Dieses Vorhaben wird nun in Form eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gemäß § 12 BauGB umgesetzt.  

  Das räumlich-strukturelle Konzept zielt darauf ab, die vorhandene Bebauung zu ergänzen und den 
Ortsrand von Baindt abzurunden, ohne dabei zu massiv ins Landschaftsbild einzugreifen. Auf Grund 
der Nachbarschaft zum denkmalgeschützten Kloster Baindt fand die Planung in enger Abstimmung 
mit den Denkmalschutz-Behörden statt.  

  Für den Planungsbereich ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) auf Grundlage des § 4 BauNVO fest-
gesetzt.  

  Die Regelungen zu den örtlichen Bauvorschriften orientieren sich am Vorhaben- und Erschließungs-
plan. Als Dachformen für die Hauptbaukörper und die Tiefgarage sind Flachdächer zulässig.  

  Westlich des Plangebietes befindet sich ein Kindergarten. Gemäß § 22 Abs. 1a BImSchG sind Ge-
räuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrich-
tungen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder hervorgerufen werden, im Regelfall keine 
schädliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissions-
grenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden. Der Geräuscheinwirkungen von Kindern sind 
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demgemäß als sozial-adäquat anzusehen. Vor diesem Hintergrund sind im Planungsgebiet keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen aufgrund des Kindergartens zu erwarten. 

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Umwelt-
berichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" und die 
örtlichen Bauvorschriften hierzu im beschleunigten Verfahren (Bebauungspläne der Innenentwick-
lung) erfolgt (gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" und der örtlichen Bauvorschriften 
hierzu zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB).  

 
7.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes  

  Der zu überplanende Bereich befindet sich östlich des Klosters Baindt und südlich des bisher ledig-
lich aus Geh- und Radweg ausgewiesenen "Badweges". Der "Badweg" wird vom ortsansässigen 
Kindergarten sowie der "Stiftung St. Franziskus Heiligenbronn" (Einrichtung für Blinde und Sehbe-
hinderte) als Spazierweg zum "Baindter Bädle" genutzt.  

  Der Geltungsbereich schließt den "Badweg" im Norden mit ein, verläuft im Osten quer durch das 
Grundstück mit der Fl.-Nr. 106/2, im Süden bildet der "Sulzmoosbach" die Grenze und im Westen 
die Gebäude des aussiedelnden landwirtschaftlichen Betriebes, die erhalten bleiben (Schuppen, 
Garage, Wohnhaus).  

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich jeweils Teilflächen der Grundstücke mit den Fl.-
Nrn. 106/2 und 106/3.  

 

7.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

7.2.1  Bestands-Daten und allgemeine Grundstücks-Morphologie 

  Der zu überplanende Bereich befindet sich im nördlichen Schussental. Die landschaftlichen Bezüge 
werden vom Östlichen Bodenseebecken geprägt.  

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich keine bestehenden Gebäude. Die Gebäude des 
aussiedelnden landwirtschaftlichen Betriebes waren zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungs-
planes bereits abgerissen. Darüber hinaus sind keine heraus ragenden naturräumlichen Einzelele-
mente vorhanden. 
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  Die überwiegenden Teile des Geländes sind nahezu eben. Im südlichen Bereich fällt das Gelände 
zum "Sulzmoosbach" hin leicht ab. Die Anschlüsse an die bereits bebauten Grundstücke im Westen 
sind unproblematisch.  

 
7.2.2  Erfordernis der Planung  

  Das Ortsbild von Baindt bedarf besonderem Schutz. Insbesondere der Ortsrand in der Nähe des 
Klosters Baindt ist vor einer zu massiven Bebauung zu bewahren. Ein konkreter Bauantrag für den 
Bau mehrerer Mehr- und Einfamilienhäuser, der den Ortsrand auf Grund des Ausmaßes stark be-
einträchtigen würde, wurde vom Gemeinderat zurückgestellt. Zum Schutz des Ortsbildes wurden 
am 17.09.2013 die Beschlüsse zur Aufstellung für den vorliegenden Bebauungsplan sowie zum 
Erlass einer entsprechenden Veränderungssperre zur Sicherung der Planung gefasst. Der Gemeinde 
erwächst aus den genannten Gründen ein Erfordernis bauleitplanerisch steuernd einzugreifen. 

  Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für den Bau von drei Mehrfamilienhäu-
sern mit insgesamt 15 Wohnungen dient der Ausweisung von Wohnbauflächen zur Deckung des 
Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung. Die Fläche eignet sich auf Grund der bereits vorhan-
denen Erschließung sowie der innerörtlichen Lage in besonderer Weise für Wohnbebauung. Der 
Schutzanspruch der Wohnbebauung, der sich aus immissionsschutzfachlicher Sicht ergibt, wird ein-
gehalten. Ohne die Aufstellung des Bebauungsplanes wären in dem Plangebiet bauliche Entwick-
lungen möglich, die den städtebaulichen Zielen der Gemeinde zuwider laufen könnten. Durch die 
Aufstellung des Bebauungsplanes wird die städtebauliche Ordnung für das Gebiet gesichert. 

 

7.2.3  Übergeordnete Planungen  

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 Baden-
Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg maßgeblich: 

 

   2.3.1.2 
 

Bei der Ausweisung von Neubauflächen ist auf eine umweltschonende, flä-
chen- und energiesparende Bebauung und eine verkehrsgünstige und woh-
nortnahe Zuordnung von Versorgungseinrichtungen, Wohnbau- und Gewerbe-
flächen hinzuwirken.  

   2.6.2/Anhang 
"Landesent-
wicklungsach-
sen" 

Landesentwicklungsachse Friedrichshafen / Ravensburg / Weingarten / Bad 
Waldsee (-Biberach a. d. Riß)  

   2.6.4 Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur und zur Vermeidung einer 
flächenhaften Ausbreitung der Verdichtung soll die Siedlungsentwicklung in 
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den Zentralen Orten und den Siedlungsbereichen der Entwicklungsachsen kon-
zentriert werden. Zwischen den Entwicklungsachsen sollen ausreichende Frei-
räume erhalten werden.  

   3.1.9 Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind 
Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 
Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlas-
tenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden 
mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist 
auf das Unvermeidbare zu beschränken.  

   Karte zu 2.1.1 
"Raum-katego-
rien" 

Darstellung als Randzone um einen Verdichtungsraum 

 
 Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben 

nach der Verbindlichkeitserklärung vom 04.04.1996 des Regionalverbandes Bodensee-Ober-
schwaben maßgeblich: 

 

   2.3.2/Karte 
"Siedlung" 

Ausweisung der Gemeinde Baindt als Siedlungsbereich. Die Siedlungsentwick-
lung ist vorrangig in den Siedlungsbereichen […] zu konzentrieren. In diesen 
Siedlungsbereichen sind qualifizierte Arbeitsplätze für die Bevölkerung im Ein-
zugsgebiet sowie ausreichend Wohnungen für den Eigenbedarf und zur Auf-
nahme von Wanderungsgewinnen anzustreben. 

 
  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen des 

Landesentwicklungsplanes 2002 (LEP 2002) sowie des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben. 

  Die Gemeinde Baindt verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan (rechtsgültig seit 
11.12.2004). Die überplanten Flächen werden hierin als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. 
Da die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen und Gebiets-Einstufungen mit den Darstel-
lungen des gültigen Flächennutzungsplanes nicht übereinstimmen, ist eine Berichtigung des Flä-
chennutzungsplanes gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB erforderlich.  

  Auf Grund seiner Nähe zum Ortskern, der starken Anbindung an die vorhandene Siedlungs-Struktur 
sowie die vorhanden Erschließungsanlage erscheint der überplante Bereich als Wohnbaufläche ge-
eignet. Der Bereich ist weder exponiert, noch greift er unnatürlich in die Landschaft ein. Im Ver-
gleich zum bisher ansässigen landwirtschaftlichen Betrieb kann durch das beschränkte Ausmaß an 
Wohnbebauung vom Eingriff ins Landschaftsbild her von einer Verbesserung gesprochen werden. 
Nutzungskonflikte sind nicht gegeben oder lassen sich vollständig ausräumen. Das beschränkte 
Ausmaß der Bebauung ist mit einer organischen Siedlungsentwicklung im Gesamtgemeindegebiet 



 Gemeinde Baindt    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Am Badweg"  
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 Textteil mit 49 Seiten, Fassung vom 20.07.2015 

Seite 28 

vereinbar. Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung zur Entwicklung dieser, durch die 
Betriebs-Aussiedlung frei werdenden Fläche, wurden keine weiteren Standorte in der Gemeinde 
Baindt geprüft. 

  Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Denkmäler im Sinne 
des Denkmalschutzgesetzes Baden-Württemberg (DSchG). Westlich des Geltungsbereiches befindet 
sich das Kulturdenkmal Kloster Baindt. Die entstehenden Wohngebäude treten nicht mit dem Klos-
ter in Konkurrenz, da die festgesetzte Firsthöhe der neu entstehenden Gebäude unter denen sämt-
licher Klostergebäude bleibt (siehe Plan Ansichten/Schnitte des Vorhaben- und Erschließungspla-
nes vom 10.04.2015). Die moderne Bauweise der Mehrfamilienhäuser mit einem zurückversetzten 
obersten Geschoss sowie der Dachform Flachdach setzt sich von der traditionellen Bauweise des 
Klosters mit Satteldachgebäuden deutlich ab. Gerade die moderne Bauweise schließt eine Konkur-
renz zum Kloster aus, da keine scheinbare Anpassung aber auch keine Überprägung des Ensembles 
erfolgt.  

  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vorgaben werden durch 
diese Planung nicht tangiert.  

 
7.2.4  Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung  

  Durch die Nähe zu bestehender Wohnbebauung im Norden und im Westen sowie auch der Nähe 
zum Kindergarten eignet sich das Grundstück optimal für die geplante Wohnbebauung. Die entste-
henden Wohngebäude fügen sich gut in die Bestandsbebauung ein. Der Erschließungs-Aufwand 
der überplanten Fläche ist durch die Lage am "Badweg" gering. Es ist lediglich ein Ausbau des 
"Badweges" in geringem Ausmaß erforderlich. Um die Zufahrtsstraße, welche über die Klosteran-
lage und deren Torbogen erfolgen wird, nicht über die Maßen durch Anwohnerverkehr zu strapa-
zieren, wurde eine Beschränkung der Wohnbebauung auf drei Gebäude mit maximal 15 Wohnun-
gen vorgenommen.  

  Für den Bereich der für die Bebauung vorgesehenen Fläche besteht eine Anfrage seitens des Vor-
habenträgers zur Realisierung des konkreten Vorhabens. Durch die Wahl des Planungs-Instrumen-
tes "vorhabenbezogener Bebauungsplan" soll sichergestellt werden, dass die spezielle Änderung 
des vorhandenen Baurechtes zweckgebunden auf die entsprechenden Erfordernisse hin erfolgt. 
Durch die Möglichkeit, das Vorhaben kurzfristig durch Änderungen von Details an Fassade und 
Innenraum an sich wandelnde Erfordernisse der Nutzung anpassen zu können, werden entspre-
chende Detailinhalte des Vorhaben- und Erschließungsplanes nicht Bestandteil der Satzung. Zur 
Sicherstellung der genaueren Umsetzung des Vorhabens wird daher neben dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan der Durchführungsvertrag als Steuerungsinstrument genutzt. 

  Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist aus folgenden Gründen im so ge-
nannten beschleunigten Verfahren gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Bebauungspläne der Innenent-
wicklung) möglich: Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. 
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Die zulässige festgesetzte Grundfläche liegt bei 1.896 m² (Hauptgebäude und Tiefgarage) und 
folglich unter 20.000 m². Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter, da sich Bereiche solcher Schutzgüter nicht 
in räumlicher Nähe des überplanten Bereiches befinden.  

  Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, bei möglichst effektiver Ausnutzung der Fläche, die 
Voraussetzung für eine moderne Wohnstätte zu schaffen ohne dadurch die städtebaulich und land-
schaftlich hochwertige Situation zu beeinträchtigen. 

  Der redaktionelle Aufbau des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes leitet sich aus der Systematik 
der Rechtsgrundlagen ab.  

  Im Rahmen eines Behördenunterrichtungs-Termines gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde im Besonde-
ren auf den Denkmal-, Natur- und Artenschutz hingewiesen.  

 
7.2.5  Räumlich-strukturelles Konzept 

  Das räumlich-strukturelle Konzept zielt darauf ab, die vorhandene Bebauung zu ergänzen und ab-
zurunden. Das geplante Vorhaben wird unter Beachtung der umgebenden Bestandsbebauung, ins-
besondere der Klosteranlage, in die städtebauliche Umgebung eingefügt.  

  Die drei geplanten umrissgleichen Gebäude sind alle parallel zum "Badweg" angeordnet. Unter 
den Gebäuden befindet sich eine Tiefgarage. Die nicht-überdachten Stellplätze können direkt vom 
"Badweg" angefahren werden. Zum Wenden ist östlich der Gebäude eine Wendeplatte vorgesehen. 
Im östlichen Bereich auf der geplanten Grünfläche befindet sich ein Kinderspielplatz. Durch diese 
großzügige Freifläche, die durch den Verlauf des Biotopes vorgegeben ist, wird ein Naherholungs-
bereich für die Anwohner und somit ein hochwertiges Wohnumfeld geschaffen.  

 

7.2.6  Planungsrechtliche Vorschriften 

  Die Bestimmung der Art der baulichen Nutzung stellt einen zentralen Punkt des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes dar. Die Bestimmung erfolgt auf der Grundlage der Vorschriften des § 9 
BauGB. Die Definition der Art der Nutzung erfolgt über den jeweiligen Gebiets-Typus.  

  Für den Bereich ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 

  Auf der Grundlage des § 1 der BauNVO werden innerhalb des gesamten Gebietes Veränderungen 
wie folgt vorgenommen:  

  Im allgemeinen Wohngebiet soll die Reduzierung von der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetrieben auf eine 
ausnahmsweise Zulässigkeit Fehlentwicklungen vermeiden. Der Bereich ist auf Grund seiner 
Erschließungs-Situation und Grundstücks-Bemessung nur bedingt geeignet, solche Betriebe 
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aufzunehmen. Zudem sind die damit u.U. verbundenen Nutzungskonflikte auf Grund der Klein-
räumigkeit des geplanten Wohngebietes teilweise nur schwer lösbar Eine gleichzeitige Ein-
schränkung der Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke) auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit wird jedoch nicht 
vorgenommen. Die zuletzt genannten Nutzungen fügen sich in den Bereich gut ein. Durch eine 
Einschränkung bestünde darüber hinaus die Gefahr, den Gebiets-Charakter vom Grundsatz her 
zu unterlaufen.  

 Grundsätzlich ausgeschlossen werden im allgemeinen Wohngebiet fernmeldetechnische Haupt-
anlagen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO (z.B. Mobilfunkmasten) sowie Nebenanlagen dieser Art 
gem. § 14 Abs. 2 BauNVO. Der Ausschluss dieser Anlagen ist erforderlich, um dem Vorsorgege-
danken Rechnung zu tragen. Genaue Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen sind zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht bekannt bzw. abgesichert. Gleichzeitig soll vermieden 
werden, dass durch das Erscheinungsbild der Anlagen eine negative optische Wirkung auf das 
Wohngebiet entstehen könnte. Die Bewohner könnten durch die Anlagen nachhaltig in ihrem 
Wohlbefinden beeinträchtigt werden, auch dann, wenn keine unmittelbare strahlentechnische 
Beeinträchtigung gegeben wäre. Dem Gedanken einer flächendeckenden Versorgung mit Mo-
bilfunkanlagen im Gemeindegebiet kann auch ohne eine detaillierte Untersuchung der funk-
technischen Zusammenhänge entsprochen werden.  

 Ferner werden Hauptanlagen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft sowie Nebenanlagen 
dieser Art gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO bzw. § 14 Abs. 2 BauNVO ausgeschlossen, um 
Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes sowie Konflikte mit dem Naturraum in die-
sem Übergangsbereich zur freien Landschaft zu vermeiden. 

 Grundsätzlichen Ausschluss erfahren die in § 4 Abs. 3 Nrn. 3-5 BauNVO angeführten Nutzungen: 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen. Die genannten Nutzungen 
sind nicht geeignet, innerhalb der überplanten Flächen aufgenommen zu werden. Unlösbare 
Nutzungskonflikte sowie die Unmöglichkeit der Integration in die kleinräumige städtebauliche 
Gesamtsituation sind die Gründe hierfür.  

  
  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich auf das in der Baunut-

zungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene Erfordernis zur Erlangung der Eigen-
schaften eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan"). 
Dabei erhalten diejenigen Größen den Vorzug, die bezüglich ihrer Lesbarkeit unmissverständlich 
sind.  

  Durch die Festsetzung einer zulässigen Grundfläche wird eine von der Grundstücksgröße unab-
hängige Zielvorgabe getroffen. Dies ist in Bezug auf die nicht eindeutig zu bestimmende Grund-
stücksgröße erforderlich.  

 Durch die Möglichkeit, die zulässige Grundfläche für bauliche Anlagen durch die Tiefgarage, 
nicht vollflächig versiegelte Stellplätze sowie Zufahrten und Wege zu überschreiten, wird eine 
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sinnvolle Voraussetzung getroffen, um den ruhenden Verkehr aus den öffentlichen Bereichen 
fern zu halten. Die in der Baunutzungsverordnung (§ 19 Abs. 4) vorgesehene Überschreitungs-
Möglichkeit von 50 % ist für ein Baugebiet der geplanten Art nicht ausreichend. Allein durch 
Garagen und/oder Stellplätze ist in der Regel das Überschreitungs-Potenzial ausgeschöpft. Zu 
berücksichtigen bleiben alle anderen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (Wege, Ter-
rassen, Schuppen, Gewächshäuschen, Spielgeräte, Schwimmbecken etc.) sowie unterirdische 
Anlagen (Tiefgarage). Eine beliebige Ausdehnung der Überschreitungs-Möglichkeit für alle in 
§ 19 BauNVO genannten Anlagen auf den im Plan festgesetzten Wert würde u.U. zu Fehlent-
wicklungen führen, da dann z.B. Grenzgaragen in einem nicht vertretbaren Maße zulässig wä-
ren. Die getroffene Regelung sieht eine differenzierte Überschreitungsmöglichkeit vor. Für die 
in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten Anlagen besteht auf Grund von § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO eine Überschreitungsmöglichkeit von 50 % der zulässigen Grundfläche. Für die in den 
abweichenden Bestimmungen dieser Planung genannten Anlagen besteht eine weiter gehende 
Überschreitungsmöglichkeit. Die Kappungs-Grenzen für die einzelnen Nebenanlagen-Typen 
sind daher unterschiedlich. Eine solche Differenzierung wird zwar in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
nicht ausdrücklich erwähnt, sie ist jedoch auf Grund der Ausführungen in den einschlägigen 
Kommentierungen als zulässig anzusehen (vgl. Fickert/Fieseler zu § 19 Rn 23). 

  Auf die Festsetzung einer Geschoßflächenzahl sowie der Zahl der Vollgeschoße wird verzichtet. 

  Die gleichzeitige Festsetzung von First- und Wandhöhen schafft einen verbindlichen Rahmen 
zur Umsetzung eines breiten Spektrums an Gebäudeprofilen. Die gewählte Systematik schließt 
Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für den Außenstehenden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar 
und damit kontrollierbar. Die Höhe des natürlichen Geländes ist durch die eingearbeiteten Hö-
henlinien eindeutig bestimmt.  

  
  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie über die mögliche 

Größe der Gebäude auf Grund der Nutzungsziffern (zulässige Grundfläche) hinausgehen. Dadurch 
entsteht für die Bauherrschaft zusätzliche Gestaltungsfreiheit für die Anordnung der Gebäude im 
Grundstück. Nebengebäude sind auch innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugren-
zen) zulässig. Die Anordnung der Flächen für Stellplätze ist auf die Erschließungs-Situation hin 
abgestimmt und ist, genauso wie die Umgrenzung der Flächen für Tiefgaragen, auf den Vorhaben- 
und Erschließungsplan abgestimmt.  

  Für die privaten Gärten wird die Zulässigkeit von baulichen Anlagen außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen verbindlich geregelt. Auf der Grundlage der §§ 12, 14 und 23 BauNVO werden 
Vorgaben für die Zulässigkeit von Anlagen getroffen. Dies trägt dazu bei, Unklarheiten im Umgang 
mit Rechtsvorschriften bei der Bauherrschaft auszuräumen (Zulässigkeit und Genehmigungs- bzw. 
Verfahrensfreiheit).  

  Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der Wohnungen pro Baufenster erfolgt aus städte-
baulichen Gründen. Auf Grund der Kleinräumigkeit des Baugebietes sowie dessen starken Bezuges 
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zu den naturnahen Räumen, wäre bei einer zu starken Bewohnerdichte mit einer Fehlentwicklung 
zu rechnen. Die Grundstücke sind auf Grund der o.g. Gesamtkonzeption nicht dafür vorgesehen, mit 
Gebäuden, die eine hohe Wohnungsanzahl aufweisen, bebaut zu werden. Gleiches gilt für die Er-
schließungs-Situation.  

  Der Ausschluss von oberirdischen Niederspannungs-Freileitungen erfolgt aus städtebaulichen Grün-
den. Neben den Anforderungen für die einzelnen Baugrundstücke und Gebäude werden dadurch 
für die Erschließungs-Träger Vorgaben zur Ausführung von (in der Regel neu zu errichtenden) An-
lagen getroffen, die dazu führen, dass das landschaftliche Umfeld geschützt wird. 

  Auf die Festsetzung von maximalen Erdgeschoß-Fußbodenhöhen wird verzichtet. Dadurch entsteht 
ausreichend Flexibilität zur Einstellung der Gebäude im Gelände. Zusätzlich ist damit der Anreiz 
verbunden, zur Optimierung des innergebäudlichen Profils eine moderate Höhenlage des Erdge-
schoß-Fußbodens zu wählen. Durch die o.g. Fixierung auf Wand- und Firsthöhen bleiben Fehlent-
wicklungen ausgeschlossen.  

 
7.2.7  Infrastruktur  

  Eine Trafostation ist nicht erforderlich. 

  Eine Wertstoff-Insel innerhalb des überplanten Bereiches ist nicht erforderlich. Für den Ort sind 
bereits ausreichend Wertstoff-Inseln an geeigneten Stellen vorhanden.  

  Neben den o.g. Einrichtungen zur unmittelbaren Wohnumfeld-Verbesserung sind in räumlicher 
Nähe die wichtigen Infrastruktureinrichtungen des Ortes zu Fuß erreichbar (Kindergarten, Rathaus). 

 
7.2.8  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen 

  Die Erschließung des auszuweisenden Baugebietes erfolgt über den Klosterhof im Osten des Plan-
gebietes. Über die Einmündung in die "Thumbstraße" ist das Plangebiet ausreichend an das Ver-
kehrsnetz angebunden. Im weiteren Verlauf besteht über die Kreisstraße 7951 ("Thomas-Dachser-
Straße") Anschluss an die Bundesstraße 30.  

  Die Anbindung an den öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV) ist durch die Bushaltestelle "Gar-
tenstraße" mit den Linien 1 und 2 des Stadtbusses Ravensburg-Weingarten gegeben.  

  Die Planung berücksichtigt die vorhandenen Fußwegebeziehungen und bindet diese in das Ge-
samtkonzept ein. Über den "Badweg" ist in östliche Richtung das "Baindter Bädle" am Beginn des 
Baindter Waldes als Naherholungsziel zu erreichen. Für Fußgänger besteht somit z.B. die Möglich-
keit vom Klosterhof zum Baindter Wald zu gelangen. Dies ist insbesondere für Ausflüge des im 
Kloster ansässigen Kindergartens sowie der Blinden/-Sehbehindertenschule St. Franziskus Heili-
genbronn von großer Bedeutung.  
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  Der Regelquerschnitt des "Badweges" sowie die Bemessung der Wendemöglichkeit sind entspre-
chend der einschlägigen Richtlinien dimensioniert. Dadurch ist die problemlose Benutzung durch 
dreiachsige Lkw sichergestellt. Durch einmaliges Zurückstoßen können diese Fahrzeuge einen Wen-
devorgang gefahrlos abschließen. Der an den maßgeblichen Stellen vorgesehene Regelquerschnitt 
von 4,75 m ist für den Begegnungsfall eines Lkw und eines Pkw bei verlangsamter Geschwindigkeit 
ausgelegt.  

 Die Grundstücke sind durch den vorhandenen "Badweg" bereits erschlossen, für diesen ist jedoch 
eine Verbreiterung des Regelquerschnittes auf 4,75 m Breite festgesetzt. Dies ist erforderlich, um 
einen Begegnungsfall eines Lkw mit einem Pkw bei verminderter Geschwindigkeit zu ermöglichen.  

 
7.2.9  Immissionsschutz 

  Westlich des Plangebietes befindet sich ein Kindergarten. Gemäß § 22 Abs. 1a BImSchG sind Ge-
räuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrich-
tungen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder hervorgerufen werden, im Regelfall keine 
schädliche Umwelteinwirkung. Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissions-
grenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden. Der Geräuscheinwirkungen von Kindergärten 
sind demgemäß als sozial-adäquat anzusehen. Vor diesem Hintergrund sind im Planungsgebiet 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen aufgrund des Kindergartens zu erwarten. 

 
7.2.10  Wasserwirtschaft 

  Das anfallende Schmutzwasser am "Badweg" wird über ein Misch-System entsorgt.  

  Das Schmutzwasser wird der Kläranlage des Abwasserzweckverbandes Mittleres Schussental zuge-
führt.  

  Das anfallende Niederschlagswasser der Dach-, Hof- und Wegeflächen wird über eine Versicke-
rungsanlage dosiert und vorgereinigt dem Gewässer ("Sulzmoosbach") zugeleitet. Ein geotechni-
sches Gutachten des Büros "das geoteam", Argenbühl liegt vor. Die Versiegelung der Freiflächen 
wird durch eine entsprechende Festsetzung über die Oberflächen-Beschaffenheit minimiert.  

  Das Baugebiet wird an die gemeindlichen Frischwasserleitungen angeschlossen. Dadurch ist eine 
einwandfreie Trinkwasserversorgung gewährleistet.  

 
7.2.11  Geologie  

  Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit landschaftstypischen und 
ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung der Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet wer-
den. 

 



 Gemeinde Baindt    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Am Badweg"  
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 Textteil mit 49 Seiten, Fassung vom 20.07.2015 

Seite 34 

8  Begründung – Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB), Konzept zur Grünordnung 

  

8.1  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem Verfahren 
gem. § 13a BauGB 

8.1.1  Umweltprüfung  

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Umwelt-
berichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) erfolgt (gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

 
8.1.2  Abarbeitung der Eingriffsregelung 

  Eingriffe, die auf Grund des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" zu erwarten sind, 
gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig (gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Ein Ausgleich 
bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist somit nicht erforderlich. 

 
8.2  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

8.2.1  Bestandsaufnahme  

  Das Plangebiet befindet sich am östlichen Ortsrand von Baindt, zwischen der Straße "Badweg" im 
Norden und dem von Ufergehölzen gesäumten "Sulzmoosbach" im Süden. Nördlich des "Badwegs" 
steigt das Gelände über eine südexponierte Wiesenböschung an. Oberhalb davon verläuft der 
"Bronnenstubenweg" mit angrenzender Wohnbebauung. Westlich des Plangebiets befindet sich 
das Kloster Baindt. Im überplanten Bereich handelt es sich um das Areal einer ehemaligen land-
wirtschaftlichen Hofstelle. Die drei Gebäude im westlichen Bereich, darunter ein großes Stallge-
bäude, waren zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme am 11.06.2014 mit Ausnahme des Wirt-
schaftsgebäudes im Norden, bei dem nur das Dach abgetragen war, bis auf die Grundmauern 
abgerissen. Im östlichen Bereich handelte es sich um drei versiegelte ehemalige Fahrsilos. 

  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB): Der überplante Bereich ist großflächig durch die (ehemaligen) Gebäude, Zufahr-
ten, Hofflächen und Fahrsilos verbaut und daher überwiegend von geringer naturschutzfachlicher 
Wertigkeit. Im Süden grenzt der naturnahe "Sulzmoosbach" mit gewässerbegleitendem Auwald-
streifen an. Die hohe Baumschicht im Gehölzstreifen wird dominiert von Esche, verschiedene andere 
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Baumarten wie Schwarz- und Grauerle, Eiche und schmalblättrige Weiden sind beigemischt. Ent-
lang des "Badweg" findet sich ebenfalls eine Baumreihe mit eingestreuten Sträuchern, darunter 
ein alter Obstbaum und ein alter Walnussbaum mit Höhlungen. Über die Flächen verteilt stehen 
zudem vereinzelt durch Sukzession aufgekommen Jungbäume von Esche und Ahorn. Zwischen den 
Gebäuderesten finden sich Holzlager und zahlreiche andere gelagerte Gegenstände. Durch die ex-
tensive bzw. aufgelassene Pflege des Freiflächenareals konnte sich rund um die befestigten Anla-
gen Ruderalvegetation aus Gräsern und Hochstauden etablieren, der Randbereich des Auwaldstrei-
fens ist größtenteils durch Brombeeren und Brennnesseln eingewachsen. Das Plangebiet wurde aus 
artenschutzrechtlicher Sicht am 11.06.2014 sowie Reptilien betreffend an vier weiteren Terminen 
begangen. Eine Gebäudekontrolle war zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme auf Grund des bereits 
begonnenen Abrisses nur noch bedingt möglich. In der Stallung der ehemaligen Hofstelle konnte 
noch ein verlassenes Nest der Rauchschwalbe samt Eiern festgestellt werden. Von welchem Jahr 
das Gelege stammt, konnte nicht beurteilt werden. Unter einem der Bretter konnte eine Erdkröte 
gefunden werden. Ferner hielten sich im und um das Plangebiet Amsel, Buchfink, Wachholder-
drossel, Star und Girlitz auf. Trotz des erheblichen Untersuchungsaufwandes (mit Auslage von 
Schlangenbretter) konnten im Plangebiet und den angrenzenden Bereichen keine Reptilien festge-
stellt werden. Eine Bruthöhle in dem o.g. Obstbaum war durch den Star besetzt. Hinweise auf 
Nutzung durch Bilche oder Fledermäuse ergaben sich nicht (siehe auch artenschutzrechtlicher Kurz-
bericht des Büro Sieber vom 15.09.2014). Laut Unterer Naturschutzbehörde sind im "Sulzmoos-
bach" die Groppe und der Steinkrebs als streng geschützte Arten nachgewiesen. Dem überplanten 
Bereich kommt zusammenfassend eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  Schutzgebiete/Biotope (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Der "Sulzmoosbach" mit gewässerbe-
gleitendem Auwaldstreifen ist gem. § 32 NatSchG BW als Biotop geschützt und kartiert ("Sulz-
moosbach (Baindter Wald bis Baindt)", Nr. 181244367124). Ein weiteres geschütztes Biotop be-
findet sich südöstlich des Plangebietes und des Bachlaufs ("Schilf-Röhricht südlich Sulzmoosbach 
(Baindt)", Nr. 181244366701). Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete befindet sich ca. 
570 m westliche (FFH-Gebiet "Schussenbecken und Schmalegger Tobel", Nr. 8323-341) und 
1,4 km östlich (FFH-Gebiet "Altdorfer Wald", Nr. 8124-341). Weitere Schutzgebiete für Natur und 
Landschaft befinden sich nicht im räumlich-funktionalen Umfeld des Plangebietes. 

  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Die Böden des Plangebiets sind 
anthropogen stark überprägt. Durch die großflächigen Versiegelungen und Befestigungen wurden 
das natürliche Bodengefüge und die natürlicherweise stattfindenden Funktionen (als Ausgleichs-
körper im Wasserkreislauf, Filter und Puffer für Schadstoffe sowie Standort für Kulturpflanzen) 
größtenteils zerstört. Lediglich in den unversiegelten, mit semi-natürlicher Vegetation bestockten 
Randbereichen sind die Bodenfunktionen noch in gewissem Umfang gegeben. Bei den getätigten 
Schürfen wurden bis in eine Tiefe von 0,6 m künstliche Auffüllungen angetroffen. Darunter folgt 
bindiges Material und anschließend stellenweise nasser, sandiger Kies. Zuletzt wurde Grundmorä-
nenmaterial in Form von Geschiebemergel angetroffen (bzgl. ausführlicher Erläuterungen siehe 
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geotechnisches Gutachten von "das geoteam", Argenbühl vom 15.09.2014). Dem überplanten Be-
reich kommt daher zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  Schutzgut Wasser (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Unmittelbar südlich des Plangebietes verläuft 
der "Sulzmoosbach", ein naturnahes Gewässer 2. Ordnung. In den etwas 3 m mächtigen Schürfen, 
wurde gem. dem o.g. Gutachten kein Grundwasser nach DIN 4049 (freies, zusammenhängendes 
Wasservorkommen) angetroffen. Nach der Erfahrung sind in den Decklehmen, teilweise auch im 
Geschiebemergel unregelmäßig dünne Sandlagen eingeschaltet, welche temporär Schichtwasser 
führen können. Das in zwei Schürfen angetroffene Kiespaket war durchweg nass, was zumindest 
auf einen witterungsbedingten Sickerwasserabfluss schließen lässt (siehe Gutachten). Auf Grund 
des unter den Auffüllungen anstehenden bindigen Materials und der hohen Versiegelungsrate ist 
die Versickerungsfähigkeit der im Plangebiet anstehenden Böden sehr gering. Auf Grund des an-
grenzenden Gewässers kommt dem Bereich des Plangebietes eine mittlere Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Die bebauten bzw. befestigten Flächen (ehemalige Gebäude, Hof- und Lagerflächen) för-
dern eine verstärkte Aufheizung der Luft, die bestehenden Gehölze produzieren hingegen Frischluft. 
Dem Bereich kommt eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das von einer ehemali-
gen landwirtschaftlichen Hofstelle geprägte Plangebiet befindet sich in der Niederung des "Sulz-
moosbaches". Umliegend, im Norden und im Süden, steigt das Gelände wiederum an. Das Gebiet 
ist vor allem vom "Badweg", dem höher gelegenen "Bronnenstubenweg" und der daran anschlie-
ßenden Wohnbebauung einsehbar. Richtung Osten und Süden, wo das Gebiet in die freie Land-
schaft übergeht, unterbinden die gewässerbegleitenden Ufergehölze weitreichendere Blickbezüge 
und sorgen dadurch auch für eine Einbindung des Areals in die umliegende Landschaft. Der als 
Wanderweg ausgewiesene "Badweg" wird vom ortsansässigen Kindergarten sowie der "Stiftung St. 
Franziskus Heiligenbronn" (Einrichtung für Blinde und Sehbehinderte) als Spazierweg zum "Baind-
ter Bädle" genutzt. Dem Bereich kommt auf Grund der baulichen Vorbelastung, angrenzend an den 
das Landschaftsbild prägenden "Sulzmoosbach" eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
8.2.2  Auswirkungen der Planung 

  Die Planung dient der Errichtung von drei parallel zum "Badweg" angeordneten Mehrfamilienhäu-
sern mit Tiefgarage. Hierfür wird das gesamte im Bestand bebaute Areal rückgebaut bzw. entsie-
gelt. Weitere Stellplätze entstehen entlang des "Badwegs". Zum Wenden ist östlich der Gebäude 
eine Wendeplatte vorgesehen. Im östlichen Bereich, der zukünftig unbebaut sein soll, ist eine Grün-
fläche, mit einer kleinen Fläche als Spielplatz, vorgesehen. Südlich der Gebäude wird eine Versi-
ckerungsmulde angelegt. 
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  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB): Die o.g. Planung führt überwiegend zu Eingriffen in den bereits im Bestand 
bebauten Bereichen. Für den Bau der Wendeplatte werden zudem drei Bäume gerodet, jedoch 
keine Höhlenbäume. Darüber hinaus gehen überwiegend artenarme Ruderalvegetation sowie 
junge durch Sukzession aufgekommene Gehölze als Lebensraum verloren. Alle weiteren Bäume 
(inkl. Höhlenbäume) entlang des "Badweges" sowie die Ufergehölze entlang des "Sulzmoosbachs" 
werden erhalten. Um den Verbotstatbestand der Tötung von Individuen gemäß § 44 BNatschG zu 
vermeiden, sind erforderliche Gehölzfällungen außerhalb der Schutzzeiten von Vögeln und Fleder-
mäusen, im Zeitraum zwischen Anfang Oktober und Ende Februar durchzuführen. Da kein Eingriff 
in den Bachlauf erfolgt ist eine Betroffenheit von Groppe und Steinkrebs nicht erkennbar (siehe 
artenschutzrechtlicher Kurzbericht des Büro Sieber vom 15.09.2014). Da der östliche Bereich ge-
genüber dem Bestand zukünftig unbebaut sein wird, führt die Planung bei Berücksichtigung der 
festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zu keiner erheblichen Beeinträchtigung 
für das Schutzgut. 

  Schutzgebiete/Biotope (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Das gem. § 32 NatSchG BW geschützte 
Biotop "Sulzmoosbach (Baindter Wald bis Baindt)" wird durch die Planung in seinem Bestand 
gesichert (Festsetzung einer privaten Grünfläche mit Pflanzbindung). Baubedingte Eingriffe sind zu 
unterlassen. Hierfür ist sicherzustellen, dass die Biotopfläche während der Bauphase von Bauge-
räten, Material und Maschinen freigehalten wird. Kranstellflächen als auch Kranarbeitshöhen sind 
so zu wählen, dass im Schwenkkreis des Kranauslegers keine Gehölzfällungen, Kroneneinkürzun-
gen oder Wipfelkürzungen erforderlich werden. Druckwasser und Regenwasser der Bau- und Tief-
garagengrube können ggf. über Absetzmulden zeitlich gedrosselt in den Sulzmoosbach eingeleitet 
werden. Dabei ist Sorge zu tragen, dass keine Verunreinigungen in den Bach gelangen oder Trüb-
stoffe die Gewässersohle beeinträchtigen. Betonspülwässer, welche im Rahmen des Baus der Wei-
ßen Wannen anfallen, dürfen nicht in den "Sulzmoosbach" eingeleitet werden. Bauliche Anlagen 
jeglicher Art, so z.B. Außenbeleuchtungen, sind innerhalb des Biotops unzulässig. Betriebsbedingte 
nachteilige Auswirkungen sind dadurch zu vermeiden, dass eine insektenfreundliche Außenbe-
leuchtung installiert wird. Hierfür sollten warmweiße LED-Lampen mit einer Farbtemperatur 
<3000 Kelvin in Form von Full-cut-off Leuchten mit Strahlungswinkeln 0-70 Grad verwendet 
werden. 

  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Landwirtschaftliche Ertragsflä-
chen werden nicht in Anspruch genommen. Die Planung führt gegenüber dem bebauten Bestand 
zu einer reduzierten Versiegelungsrate, da der östliche, mit drei Fahrsilos bestandene Bereich zu-
künftig weitgehend entsiegelt sein wird (Festsetzung einer Grünfläche in diesem Bereich). Durch 
den Bau der Tiefgarage entstehen jedoch zusätzliche Eingriffe in tiefere Bodenschichten (Geschie-
bemergel bzw. darüber lagernder Kies). Zusammenfassend führt die Planung zu keinen erheblichen 
Beeinträchtigungen des Schutzguts. 

  Schutzgut Wasser (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Für den Gewässerschutz wird eine mind. 10 m 
breite Grünfläche als unbebauter Randstreifen entlang des "Sulzmoosbaches" festgesetzt. Darüber 
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hinaus ist sicherzustellen, dass keine Verunreinigungen oder Trübstoffe in den Bach gelangen. 
Hierfür darf beispielsweise im Rahmen des Baus der Weißen Wanne anfallendes Betonspülwasser 
nicht in den "Sulzmoosbach" eingeleitet werden. Gemäß dem geotechnischen Gutachten wird durch 
den Einschnitt des Untergeschosses "die natürliche Entwässerung der nördlich der Bebauung gele-
genen Flächen nach Süden unterbrochen. Es muss daher eine Umläufigkeit geschaffen werden, die 
den ursprünglichen Zustand simuliert. Hierzu wird ein Dränsystem erforderlich, das in die Versicke-
rungsmulde bzw. in den Sulzmoosbach entwässert". Aus gewässerökologischer Sicht sollte eine 
Ableitung des Dränwassers vorrangig in die Versickerungsmulde erfolgen. Die gegenüber dem Be-
stand reduzierte Versiegelungsrate im Plangebiet verbessert die Versickerungsfähigkeit der anste-
henden Böden. Das auf den Dachflächen, den nicht überdachten Balkonen und Terrassen der drei 
geplanten Wohngebäude, sowie den im Bereich der geplanten Verkehrsflächen anfallende Nieder-
schlagswasser wird der weiter südlich geplanten Versickerungsmulde zugeleitet, die für den Fall 
des Versagens mit einen Notüberlauf in den südlich gelegenen "Sulzmoosbach" vorgesehen wird. 
Nachteilige Auswirkungen auf den lokalen Wasserkreislauf und das Gewässer können durch die 
o.g. Maßnahmen unterbunden werden. 

  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Nachteilige Auswirkungen auf das Lokalklima sowie die Luftqualität sind nicht zu erwar-
ten, da gegenüber dem Bestand Flächen entsiegelt werden, was zu einer Abnahme der Wärmeab-
strahlung führt. Bei Einhaltung der gültigen Wärmestandards und Einbau moderner Heizanlagen 
sind auch keine erheblichen Umweltauswirkungen durch Schadstoffemissionen zu erwarten. 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Die geplanten Bebauung 
führt gegenüber der bestehenden, aufgelassenen landwirtschaftlichen Hofstelle zu keiner erhebli-
chen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. Die hohen Ufergehölze entlang des "Sulzmoosba-
ches" binden auch die geplante Wohnbebauung in die umliegende Landschaft ein. Entlang des 
Badweges wird zudem eine die Straße säumende Baumreihe angelegt, die auch die Wohnbebau-
ung locker eingrünt. Durch den Rückbau der Fahrsilos und die Ausgestaltung einer Grünfläche im 
östlichen Plangebiet erhöht sich die landschaftsprägende Wirkung des von Ufergehölzen begleite-
ten Gewässerlaufs, was auch die landschaftliche Kulisse für die Anwohner und Erholungsuchende 
auf dem "Badweg" bereichert. 

  
8.2.3  Konzept zur Grünordnung 

  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswirkungen der Planung wie 
folgt: 

  Die für den Naturschutz bedeutsamen und das Landschaftsbild prägenden Bäume entlang des 
"Badweges" werden mit Ausnahme von drei Bäumen erhalten. Die aus selbigem Grund schützens-
werten Ufergehölze entlang des "Sulzmoosbaches" werden vollständig in ihrem Bestand gesichert.  
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  Zur Einbindung der Wohngebäude in das umliegende Orts- und Landschaftsbild wird entlang des 
"Badweges", zwischen den geplanten Stellplätzen, eine Baumreihe angelegt. 

  Durch den Rückbau der Fahrsilos und die Ausweisung einer privaten Grünfläche im östlichen Bereich 
wird das Landschaftsbild aufgewertet und die Biotop(vernetzungs)funktion des Gewässers gestärkt. 

  Beeinträchtigungen nachtaktiver und gewässergebundener Insekten werden durch Vorgaben zur 
Beleuchtung (warmweiße LED-Lampen mit einer Farbtemperatur <3000 Kelvin in Form von Full-
cut-off Leuchten mit Strahlungswinkeln 0-70 Grad) und zu Fotovoltaikanlagen (Verwendung von 
Modulen, die weniger als 8 % polarisiertes Licht reflektieren) vermindert. Darüber hinaus werden 
weitere Maßnahmen zum Biotopschutz getroffen (siehe "Schutzgebiete/Biotope" unter 
Punkt 8.2.2.3). 

  Durch die Festsetzung einer Pflanzliste wird bei Pflanzungen die überwiegende Verwendung stand-
ortgerechter, heimischer Gehölze gesichert. Einheimische Bäume und Sträucher bilden die Grund-
lage vieler Nahrungsketten und dienen der Erhaltung des Lebensraumes für Kleinlebewesen. Sie 
sollten deshalb gegenüber neophytischen Ziergehölzen vorgezogen werden. 

  Die Pflanzung von Sträuchern, die nicht in der Pflanzliste festgesetzt sind (z. B Ziersträucher), wird 
auf max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen. Auf diese Weise soll zu einem gewissen Grad auch 
eine Bepflanzung mit nicht heimischen Gehölzen ermöglicht werden, ohne dass Fehlentwicklungen 
hinsichtlich naturschutzfachlicher oder landschaftsästhetischer Belange zu erwarten sind. 

  Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in 
der Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit genannten, werden durch die Planung 
ausgeschlossen. Hierdurch sollen Gefährdungen der im Umkreis bestehenden sowie der zu pflan-
zenden Gehölze vermieden werden. Als hochanfällige Wirtspflanzen erwiesen sich Birne, Quitte und 
Zierquitte, Weiß- und Rotdorn sowie einige Sorten und Hybriden der großblättrigen Zwergmispel 
(Cotoneaster). Auch die Arten der Gattung Sorbus (Vogelbeere, Mehlbeere, Elsbeere und Speierling) 
können vom Feuerbranderreger befallen werden. 

  Damit die privaten Zier- und Nutzgärten möglichst naturnah gestaltet werden sowie aus gestalte-
rischen Gründen werden Hecken aus Nadelgehölzen im Übergangsbereich zur freien Landschaft 
sowie in Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen, ausgeschlossen. 

  Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei werden für baukonstruktive Elemente, die groß-
flächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen, zum Schutz des Bodens und des Grund-
wassers ausgeschlossen. 

  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. untergeordnete Wege 
auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens 
weitestgehend zu erhalten und damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch 
die Versiegelung zu minimieren. 
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9  Begründung – Bauordnungsrechtlicher Teil  
  

9.1  Örtliche Bauvorschriften 

9.1.1  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

  Die Dachform für den Hauptbaukörper beschränkt sich auf das Flachdach. Diese Dachform ist auf 
das Vorhaben abgestimmt. Dadurch, dass drei gleiche Baukörper mit dieser Dachform entstehen, 
bilden diese eine eigenständige Einheit. Durch die moderne Dachform werden eigenständige Ge-
bäudekomplexe geschaffen, die für sich wirken und nicht in Konkurrenz mit den Satteldächern des 
nahegelegenen Klosters treten, da gerade nicht versucht wird, eine Anpassung an die Klosterge-
bäude zu erreichen.  

  Die Vorschriften über Materialien und Farben lassen dem Bauherrn bewusst ausreichend Spielraum 
zur Verwirklichung individueller Gestaltungswünsche. Die Beschränkung auf die Dachfarben Rot bis 
Rotbraun sowie Betongrau bis Anthrazitgrau führt zu einem homogenen und ruhigen Gesamtbild 
des Ortes. Die Farben fügen sich erfahrungsgemäß besonders gut in die landschaftliche Situation 
ein.  

  
9.1.2  Stellplätze  

  Auf Grund der Lage des Gebietes in einem eher ländlich geprägten Umfeld ist erfahrungsgemäß 
mit einer hohen Mobilität der zu erwartenden jungen Familien zu rechnen. Um städtebauliche 
Fehlentwicklungen durch einen Mangel an Stellplätzen auszuschließen, hat sich die hier ange-
wandte Regelung bewährt, da sie bereits bei sehr kleinen Wohnungsgrößen die Schwelle zum 
Nachweis von mehr als einem Stellplatz sieht. Die Verkehrsflächen sind so bemessen, dass den 
konkreten Erfordernissen des fließenden Verkehrs ausreichend Rechnung getragen ist. Die Belange 
des ruhenden Verkehrs sind insoweit berücksichtigt, als dass für den Besucherverkehr ausreichend 
Flächen zur Verfügung stehen. Es wurde hohen Wert auf eine wirtschaftlich bemessene Erschließung 
und eine geringe Versiegelung durch Verkehrsflächen gelegt. Die für die dort wohnende Bevölke-
rung erforderlichen Stellplätze können vom öffentlichen Verkehrsraum nicht aufgenommen werden, 
weshalb auf den privaten Flächen ausreichende Stellplätze nachgewiesen werden müssen. 
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10  Begründung – Sonstiges  
  

10.1  Umsetzung der Planung 

10.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

  Für den Bereich ist eine Veränderungssperre wirksam, um für die Zeit der Planung keine Überla-
gerung mit Vorhaben zu erreichen, die dem Grundkonzept zuwiderlaufen könnten. 

  Die Fläche des Plangebietes befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers.  

 
10.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind des beschränkten Ausmaßes 
der zusätzlichen Bebauung nicht erkennbar. Die infrastrukturellen Einrichtungen sind geeignet, die 
zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu versorgen. 

  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit der freien 
Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffe-
nen Festsetzungen (Höhenbeschränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswir-
kungen als akzeptabel zu bewerten. 

 
10.1.3  Durchführungsvertrag 

  Im Durchführungsvertrag werden u.a. Regelungen zu den Durchführungsfristen sowie zur Kosten-
übernahme getroffen. Die Durchführungsfrist beträgt 5 Jahre. 

  
10.2  Erschließungsrelevante Daten 

10.2.1  Kennwerte 

  Fläche des Geltungsbereiches: 0,77 ha  

  Flächenanteile:  

 
 Nutzung der Fläche Fläche in ha Anteil an der Gesamtfläche 

 Bauflächen als WA 0,27  35,1 %  

 Öffentliche Verkehrsfläche  0,05  6,5 %  

 Private Verkehrsfläche inkl. Straßenbegleitgrün 0,05  6,5 %  

 Private Grünfläche 0,40  51,9 %  
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  Verhältnis von Erschließungsfläche zur Nettobaufläche: 37 % 

  Anzahl der Wohnungen im Wohngebiet: 15 

  Nettowohnungsdichte pro ha: 55,5  

  Voraussichtliche Anzahl der unterzubringenden Einwohner im Wohngebiet (Haushaltsziffer 2,5): 
37,5 

 

10.2.2  Erschließung  

  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an das Netz des Abwasserzweckverbandes Berg 

  Wasserversorgung durch Anschluss an die gemeindlichen Wasserleitungen 

  Die Löschwasserversorgung ist durch eine entsprechende Dimensionierung der Wasserleitungen in 
Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hydranten sichergestellt.  

  Stromversorgung durch Anschluss an das Netz der Netze BW GmbH, Biberach 

  Gasversorgung durch Anschluss an das Leitungsnetz der Technischen Werke Schussental, Ravens-
burg  

  Müllentsorgung durch die gemeindliche Müllabfuhr  

 
10.3  Zusätzliche Informationen 

10.3.1  Planänderungen 

  Bei der Planänderung vom 20.07.2015 fanden die Überlegungen und Abwägungen aus der öf-
fentlichen Gemeinderats-Sitzung vom 29.07.2015 wie folgt Berücksichtigung. Für die in der Sit-
zung des Gemeinderates beschlossenen Inhalte wurde bereits vor der Sitzung eine vollständige 
Entwurfsfassung zur Verdeutlichung der möglichen Änderungen ausgearbeitet. Die in der Gemein-
deratssitzung vorgenommenen Änderungs-Beschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwä-
gungen sind mit den Inhalten dieser Entwurfsfassung identisch. Das Fassungsdatum wurde beibe-
halten. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (ausführliche Abwägungen sind im Sitzungs-
protokoll der Sitzung des Gemeinderates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen Sitzung des 
Gemeinderates vom 29.07.2015 enthalten): 

  Ergänzungen der besonderen Zweckbestimmung der privaten Verkehrsfläche 

 Herausnahme des räumlichen Geltungsbereiches der einbezogenen Fläche in Text und Plan-
zeichnung 

 Ergänzung der Dachform "Flachdach" in Text und Planzeichnung 
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 Änderungen bei den Hinweisen zu Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser und Boden-
schutz 

 Hinweis auf denkmalschutzrechtliche Zustimmung bei den ergänzenden Hinweisen 

 Klarstellende Überarbeitung der Bestandteile der Satzung 

 Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

 redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
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11   Begründung – Auszug aus übergeordneten Planun-
gen 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem Lan-
desentwicklungsplan Ba-
den-Württemberg 2002, 
Karte "Raumkategorien"; 
Darstellung als Randzone 
um einen Verdichtungs-
raum 
 

Ausschnitt aus dem Regi-
onalplan Bodensee-Ober-
schwaben; Darstellung als 
Siedlungsbereich  

Auszug aus dem rechts-
gültigen Flächennut-
zungsplan; Darstellung 
des Plangebietes als Flä-
chen für die Landwirt-
schaft  
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12   Begründung – Bilddokumentation 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blick von Osten auf das 
Plangebiet im hinteren 
Teil des Bildes. Im vorde-
ren Teil des Bildes ist der 
Hang nördlich des Plan-
gebietes zu sehen (Fl.-
Nr. 107, außerhalb des 
Geltungsbereiches).  

Blick von Osten auf zwei 
der drei landwirtschaftli-
chen Gebäude, die mitt-
lerweile bereits abgeris-
sen sind (Aufnahme Sep-
tember 2013).  

Blick von Westen auf die 
zwei der drei landwirt-
schaftlichen Gebäude, die 
mittlerweile bereits abge-
rissen sind. Der ebenfalls 
abgerissene Viehstall be-
fand sich hinter den sicht-
baren Gebäuden (Auf-
nahme September 2013).  
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Blick auf das Plangebiet 
links im Bild, auf dem die 
Gebäude bereits abgeris-
sen sind (Aufnahme Juni 
2014). Der Blick auf das 
ehemalige Wohnhaus des 
landwirtschaftlichen Be-
triebes ist nun freigege-
ben. Das Haus bleibt be-
stehen.  

Blick von Süden auf die 
angrenzende Bebauung 
entlang des "Bronnenstu-
benweges". Gut zu erken-
nen ist der Hang nördlich 
des Plangebietes (Fl.-
Nr. 107).  

Blick auf die Zufahrt zum 
Plangebiet über die Ein-
fahrt des Klosters.  
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13   Verfahrensvermerke 
  

13.1  Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 

 Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 17.09.2013. Der Beschluss 
wurde am 20.09.2013 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 Baindt, den 20.09.2013 ………………………… 
  (Bürgermeister Buemann)  

 

13.2  Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 BauGB) 

 Der Öffentlichkeit wurde gemäß § 13 a BauGB Gelegenheit gegeben, sich über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten und sich bis 
zum 19.12.2014 zur Planung zu äußern (Bekanntmachung am 12.12.2014). 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 01.06.2015 bis 01.07.2015 (Billigungsbeschluss 
vom 12.05.2015; Entwurfsfassung vom 24.04.2015; Bekanntmachung am 22.05.2015) statt 
(gem. § 3 Abs. 2 BauGB).  

 
 Baindt, den 02.07.2015 ……………………… 
  (Bürgermeister Buemann) 

 

13.3  Beteiligung der Behörden (gem. § 4 BauGB) 

 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen eines Termines am 
05.05.2011 unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Zudem wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen eines Termines 
am 25.10.2013 erneut unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Weiterhin wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen einer schrift-
lichen frühzeitigen Behördenbeteiligung mit Schreiben vom 24.11.2014 unterrichtet und zur Äu-
ßerung aufgefordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen eingeholt 
(gem. § 4 Abs. 2 BauGB). Sie wurden mit Schreiben vom 21.05.2015 (Entwurfsfassung vom 
24.04.2015; Billigungsbeschluss vom 12.05.2015) zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefor-
dert. 

 
 Baindt, den 22.05.2015 …………………………… 
  (Bürgermeister Buemann) 
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13.4  Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 29.07.2015 über die Entwurfs-
fassung vom 20.07.2015. 

 
 Baindt, den 30.07.2015 …………………………… 
  (Bürgermeister Buemann)  

13.5  Ausfertigung  

 Hiermit wird bestätigt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Am Badweg" und die örtlichen 
Bauvorschriften hierzu in der Fassung vom 20.07.2015 dem Satzungsbeschluss des Gemeinderates 
vom 29.07.2015 zu Grunde lag und dem Satzungsbeschluss entspricht. 

 
 Baindt, den 30.07.2015 …………………………… 
  (Bürgermeister Buemann)   

 

13.6  Bekanntmachung und In-Kraft-Treten (gem. § 10 Abs. 3 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss wurde am 07.08.2015 ortsüblich bekannt gemacht. Der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan "Am Badweg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu sind damit in Kraft getreten. 
Er wird mit Begründung für jede Person zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Ver-
langen Auskunft gegeben. 

 
 Baindt, den 10.08.2015 …………………………… 
  (Bürgermeister Buemann)  

 

13.7  Berichtigung des Flächennutzungsplanes 

 Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Baindt wurde gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für den 
Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Am Badweg" im Wege der Berichtigung ange-
passt. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wurde am …………. ortsüblich bekannt 
gemacht.  

 
 Baindt, den …………. …………………………… 
  (Bürgermeister Buemann) 

 
 
 
 
 
 



 Gemeinde Baindt    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Am Badweg"  
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 Textteil mit 49 Seiten, Fassung vom 20.07.2015 

Seite 49 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Plan aufgestellt am: 24.04.2015   
 

Plan geändert am: 20.07.2015   
 

    
 

 

Planer: 

 

…………………………… Büro Sieber, Lindau (B) 
 

(i.A. N. Riel)  
 

 
Die Planung ist nur zusammen mit Textteil und zeichnerischem Teil vollständig. Nur die versiegelten Originalausfertigungen tragen die 
Unterschrift des Planers. Der Text ist auf der Grundlage der jeweils aktuellen amtlichen Rechtschreibregeln erstellt. 

 


